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I. BUNDESGESETZBLATT 

 
BGBl I 54/2024 

Bundesgesetz, mit dem das Funkanlagen-Marktüberwachungs-Gesetz und das Postmarktgesetz geändert werden (Novelle 
zum Postmarktgesetz; Anpassung der Laufzeiten, der in Österreich erbrachten Postdienstleistungen an internationale Gege-
benheiten; Streichung von unnötigen administrativen Prozessen)  

 

BGBl I 55/2024 

Bundesgesetz über die Erhöhung der Quote Österreichs beim Internationalen Währungsfonds (IWF-Quotenerhöhungsgesetz 
2024) (Übernahme des zusätzlichen IWF-Quotenanteils durch die OeNB)  

 

BGBl I 56/2024 

Bundesgesetz, mit dem die Gewerbeordnung 1994, das ArbeitnehmerInnenschutzgesetz und die Bundesabgabenordnung ge-
ändert werden (Grace-Period – Gesetz) (begleitende Kontrolle und Antrag auf Prüfung bei Übergabe im Familienverband; 
Entfall der Vorlage eines Firmenbuchauszugs; Erleichterungen betreffend Sicherheitsvertrauenspersonen und Arbeitsschutz-
ausschüssen)  

 

BGBl I 57/2024 

Bundesgesetz, mit dem das Emissionsgesetz-Luft 2018 geändert wird (Bestimmung über die Aufsichtstätigkeit der örtlich 
zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde)  

 

BGBl I 58/2024 

Bundesgesetz, mit dem das Klimabonusgesetz geändert wird (redaktionelle Anpassung)  

 

BGBl I 59/2024 

Bundesgesetz, mit dem das Finanzausgleichsgesetz 2024 geändert wird (Schaffung von Impulsen für die Bauwirtschaft; Aus-
gestaltung der Förderrichtlinien)  
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BGBl I 60/2024 

Bundesgesetz, mit dem das Nationale Emissionszertifikatehandelsgesetz 2022 geändert wird (Verweis auf die Erdgasab-
gabe soll aktualisiert werden)  

 

BGBl II 137/2024 

Verordnung des Bundesministers für Finanzen über gruppierte Leistungsangebote zur Erleichterung der Leistungsangebotser-
mittlung durch Gemeinden (Transparenzdatenbank – Förderungsschienenverordnung) 

 

BGBl II 138/2024 (Anlage 3a)  

Verordnung der Regulierungskommission der E-Control, mit der die Gas-Systemnutzungsentgelte-Verordnung 2013 geändert 
wird (Gas-Systemnutzungsentgelte-Verordnung 2013 – 2. Novelle 2024, GSNE-VO 2013 – 2. Novelle 2024) 

 

BGBl II 139/2024 

Verordnung des Bundesministers für Inneres über die vorübergehende Wiedereinführung von Grenzkontrollen an den Bin-
nengrenzen zur Slowakischen Republik und zur Tschechischen Republik 

 

BGBl II 143/2024 (Anlagen)  

Verordnung des Vorstandsvorsitzenden der Österreichischen Post Aktiengesellschaft über die Anpassung der Bezüge und Zu-
lagen für die gem § 17 Abs 1a des Poststrukturgesetzes (PTSG) der GIS Gebühren Info Service GmbH dienstzugewiesenen 
Beamt*innen sowie für jene Beamt*innen, die ab 1. Jänner 2017 gemäß der Novellierung des § 17 Abs 8 PTSG im Rahmen der 
Übertragung der Aufgabe der Pensionsverrechnung an das Pensionsservice der BVAEB übertragen wurden (BGBl I 147/2015) 
iVm § 103 Abs 1 Gehaltsgesetz 1956 (Post-Bezügeverordnung – GIS 2024) 

 

BGBl III 87/2024 (Anlage 1) 

Luftverkehrsabkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Republik Ruanda 

 

BGBl III 88/2024 (Anlage 1) 

Protokoll zwischen der Republik Österreich und der Organisation der Erdölexportierenden Länder (OPEC) zur Änderung 
des Abkommens über den Amtssitz der Organisation der Erdölexportierenden Länder 

 

II. AMTSBLATT DER EU 

 
ABI L 2024/1430 v 05.06.2024 

Endgültiger Erlass (EU, Euratom) 2024/1430 des Berichtigungshaushaltsplans Nr 1 der Europäischen Union für das Haus-
haltsjahr 2024 

 

ABI L 2024/1610 v 06.06.2024 

Verordnung (EU) 2024/1610 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Mai 2024 zur Änderung der Verordnung 
(EU) 2019/1242 im Hinblick auf die Verschärfung der CO2-Emissionsnormen für neue schwere Nutzfahrzeuge und die Ein-

beziehung von Meldepflichten, zur Änderung der Verordnung (EU) 2018/858 und zur Aufhebung der Verordnung (EU) 2018/956 
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III. VFGH, VWGH, VERWALTUNGSGERICHTE 

 

A. VERFASSUNGSGERICHTSHOF 

 
Keine relevanten Entscheidungen im Berichtszeitraum.  

 

B. VERWALTUNGSGERICHTSHOF 

 
24.04.2024, Ra 2022/05/0019 

Wr BauO; bei der Beurteilung betreffend den für die vorzunehmende Wertermittlung iSd § 50 Wr BauO (Ersatzleistung für 
Grundabtretungen zu Verkehrsflächen) heranzuziehenden Stichtag ließ das VwG unberücksichtigt, dass der Zeitpunkt der 
Bauplatzbewilligung maßgeblich ist, und dieser nicht mit dem Zeitpunkt der Erlassung des angefochtenen Erkenntnisses zu-
sammenfiel; während es im Verfahren vor dem VwG nur mehr um die Höhe der vom Rw zu leistenden Ersatzleistung ging, 

wurde die relevante Bauplatzbewilligung mit Bescheid der belangten Behörde vom 30. Jänner 2020 rechtskräftig erteilt 

 

06.05.2024, Ra 2022/07/0005 

WasserrechtsG; für den vorliegenden Fall ergibt sich, dass bei der Frage der Bewilligungspflicht der Nutzung der gegen-
ständlichen Quellen nicht alleine darauf abgestellt werden kann, ob die Wasserbenutzungen zu Beginn der Bewilligungspflicht 
unterlegen sind, sondern, dass auch aufgrund der langen Nutzungsdauer von mehreren Jahrzehnten Bedacht darauf zu 
nehmen ist, ob die gegenwärtigen Wasserbenutzungen noch in der Art und Weise, wie sie zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
§ 125 Abs 1 WasserrechtsG 1934 bzw des § 142 Abs 1 WasserrechtsG 1959 ausgeübt wurden, vorliegen oder ob es zu we-

sentlichen Änderungen gekommen ist 

 

07.05.2024, Ra 2023/10/0051 

SchulpflichtG; dem Gesetzgeber kann unterstellt werden, er habe – mit Blick darauf, unter welchen Voraussetzungen die 
Erfüllung der allgemeinen Schulpflicht durch den Besuch von im Ausland gelegenen Schulen für schulpflichtige Kinder, die 
die österreichische Staatsbürgerschaft nicht besitzen, rechtmäßig erfolgen könne – nicht nur von einer Bewilligungspflicht 
absehen wollen, sondern vorsehen wollen, dass an die Unterlassung einer (rechtzeitigen) Anzeige „keine weiteren Konsequen-
zen“ geknüpft seien; vielmehr ergibt sich aus § 13 Abs 2 SchulpflichtG, dass eine Erfüllung der allgemeinen Schulpflicht durch 
den Besuch von im Ausland gelegenen Schulen für schulpflichtige Kinder, die die österreichische Staatsbürgerschaft nicht 

besitzen, nur dann vorliegt, wenn eine Anzeige an die Bildungsdirektion „vor Beginn eines jeden Schuljahrs“ erfolgt ist 

 

08.05.2024, Ra 2022/17/0164 

AsylG; mit der vorliegend maßgeblichen Frage, ob durch den weiteren Aufenthalt des Rw eine derart massive Gefährdung 
aufgrund besonders gravierender Straftaten vorliegt, die eine Durchbrechung des in solchen Fällen typischerweise anzuneh-
menden Überwiegens der privaten und familiären Interessen erlaubt, hat sich das BVwG in Verkennung der Rechtslage nicht 
auseinandergesetzt 

 

C. VERWALTUNGSGERICHTE 

 
LVwG Oö 08.04.2024, LVwG-000621 

GewO; aus Sicht der GewO ist es unerheblich, ob die Land- und Forstwirtschaft im Haupt- oder Nebenerwerb ausgeübt 
wird; solange eine entsprechende Tätigkeit ausgeübt wird, unterliegt sie nicht dem Anwendungsbereich der GewO; ikF hält 
ein Verein Schweine einerseits für die Interaktion zwischen Mensch und Tier, aber auch zur Zucht, Mästung und anschließenden 
Schlachtung für die „Verkostung“ im Rahmen einer als Forschungsprojekt bezeichneten „Patenschaft“; darüber hinaus erfolgt 
auch eine Hervorbringung und Gewinnung pflanzlicher Erzeugnisse (Gemüse, Linsen, Waldstaudenroggen iSd § 2 Abs 3 Z 1 

leg cit) 
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LVwG Stmk 05.06.2024, LVwG 41.28-1556/2023 

TierschutzG; nach § 39 Abs 5 TierschutzG darf die Tierschutzbehörde dauernde Tierhaltungsverbote wohl auch aufheben, 
wenn sich die Verhältnisse so verändert haben, dass ihre Aufrechterhaltung nicht mehr iSd § 39 Abs 1 leg cit erforderlich ist; 
der Gesetzgeber hat mit § 39 Abs 2 leg cit gegenüber der Verhängung eines befristeten Tierhaltungsverbots die mildere 
Form eines Eingriffs in Persönlichkeitsrechte des Betroffenen gewählt, wenn ein Tierhaltungsverbot lediglich angedroht wird; es 
wurde aber nicht dargetan, welche konkreten und notwendigen Änderungen der Bf verfolgt, damit tierquälerische Vernach-
lässigungen seiner Tiere voraussichtlich nicht mehr geschehen; daher wurde zurecht ein dauerndes Tierhaltungs- und Betreu-
ungsverbot für Rinder erlassen  

 

IV. GERICHTSHOF DER EUROPÄISCHEN UNION 

 

A. GERICHTSHOF 

 
06.06.2024, Rs C-381/21, Geterfer 
Vorlage zur Vorabentscheidung – Justizielle Zusammenarbeit in Zivilsachen – Zuständigkeit in Unterhaltssachen – Verord-
nung (EG) Nr 4/2009 – Art 12 Abs 1 – Rechtshängigkeit – Art 13 – Zusammenhang der Verfahren – Begriff 

 

06.06.2024, verb Rs C-255/23 und C-285/23, AVVA ua (Procès par vidéoconférence en l’absence d’une décision d’en-

quête européenne) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen – Europäische Ermittlungsanordnung – Richt-
linie 2014/41/EU – Art 24 – Vernehmung per Videokonferenz oder sonstiger audiovisueller Übertragung – Strafverfolgung 
in einem Mitgliedstaat gegen eine Person mit Wohnsitz in einem anderen Mitgliedstaat – Möglichkeit für diese Person, an der 
Verhandlung per Videokonferenz teilzunehmen, wenn keine Europäische Ermittlungsanordnung vorliegt 

 

06.06.2024, Rs C-166/23, Nouryon Functional Chemicals 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Umwelt – Richtlinie 2003/87/EG – Anhang I Nr 5 – Luftverschmutzung – System für den 
Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten – Ausschluss von Einheiten zur Verbrennung von gefährlichen oder Siedlungs-
abfällen – Erheblichkeit des Verbrennungszwecks 

 

06.06.2024, Rs C-547/22, INGSTEEL 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Nachprüfungsverfahren im Rahmen der Vergabe öffentlicher Liefer- und Bauaufträge – Richt-
linie 89/665/EWG – Art 2 Abs 1 Buchst c – Schadensersatz, der einem rechtswidrig von einem Verfahren zur Vergabe öffent-
licher Aufträge ausgeschlossenen Bieter gewährt wird – Umfang – Verlust einer Chance 

 

B. SCHLUSSANTRÄGE 

 
06.06.2024, Rs C-350/23, Agrarmarkt Austria (GA Kokott) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Landwirtschaft – Gemeinsame Agrarpolitik – Verordnung (EG) Nr 1760/2000 – Art 7 – Re-
gistrierung von Rindern – Entscheidung 2001/672/EG – Art 2 Abs 2 und 4 – Sommerweideauftrieb von Rindern in Berggebie-
ten – Verspätete Meldung – Verordnung (EU) Nr 1307/2013 – Art 52 – Delegierte Verordnung (EU) Nr 639/2014 – Art 53 
Abs 4 – Voraussetzungen für die Gewährung gekoppelter Stützungsmaßnahmen für Rinder – Delegierte Verordnung (EU) 
Nr 640/2014 – Art 2 Abs 1 Unterabs 2 Nrn 2, 15, 16 und 18 – Art 30 Abs 4 Buchst c – Beihilfeantrag für Tiere – Ermitteltes 
Tier – Kürzung der gekoppelten Stützung – Art 15 Abs 1 – Art 31 – Art 34 – Unzulässigkeit von Verwaltungssanktionen 

 

  

https://ris.bka.gv.at/Dokumente/Lvwg/LVWGT_ST_20240605_LVwG_41_28_1556_2023_00/LVWGT_ST_20240605_LVwG_41_28_1556_2023_00.pdf
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=284893&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3420803
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=284893&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3420803
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=286847&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=9624647
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=286847&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=9624647
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=286846&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=9644750
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=286846&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=9644750
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=286846&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=9644750
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=286846&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=9644750
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=286845&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=9644750
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=286845&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=9644750
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=286844&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=9644750
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=286844&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=9644750
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=286862&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=9624647
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=286862&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=9624647


06.06.2024, Rs C-314/23, Air Nostrum (GA Szpunar) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Verwirklichung des Grundsatzes der Chancengleichheit und Gleichbehandlung von Män-
nern und Frauen in Arbeits- und Beschäftigungsfragen – Richtlinie 2006/54/EG – Art 14 – Verbot mittelbarer Diskriminie-
rung aufgrund des Geschlechts – Tarifverträge mit unterschiedlichen Tagegeldbeträgen, die Piloten und Mitarbeitern des 

Flugkabinenpersonals als Zuschuss zu ihrer Verpflegung auf Reisen zu gewähren sind 

 

06.06.2024, Rs C-264/23, Booking.com und Booking.com (Deutschland) (GA Collins) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Wettbewerb – Vereinbarungen zwischen Unternehmen – Verträge zwischen einer Online-
Plattform für Hotelbuchungen und Hotels – Bestpreisklauseln – Art 101 AEUV – Nebenabreden – Gruppenfreistellung – Ver-
tikale Vereinbarungen – Verordnung (EU) Nr 330/2010 – Marktabgrenzung 

 

06.06.2024, verb Rs C-256/23 und C-290/23, ECHA (GA Ćapeta) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Verordnung (EG) Nr 1907/2006 (REACH) – Verordnung (EG) Nr 340/2008 der Kommission 
– An die Europäische Chemikalienagentur (ECHA) zu entrichtende Gebühren und Entgelte – Entscheidung der ECHA, mit 
der ein Verwaltungsentgelt auferlegt wird – Vollstreckung – Art 299 AEUV 

 

06.06.2024, Rs C-248/23, Novo Nordisk (TVA – Contributions payées en vertu d’une obligation légale) (GA Ćapeta) 

Vorabentscheidungsersuchen – Besteuerung – Mehrwertsteuer – Richtlinie 2006/112/EG – Art 90 Abs 1 – Verminderung der 
Steuerbemessungsgrundlage – Nationale Steuerregelung, nach der gesetzlich vorgeschriebene Beiträge, die ein pharma-
zeutisches Unternehmen an den staatlichen Krankenversicherungsträger leistet, nicht die Steuerbemessungsgrundlage ver-

mindern – Preisnachlass 

 

06.06.2024, Rs C-243/23, Drebers (GA Collins) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Harmonisierung des Steuerrechts – Gemeinsames Mehrwertsteuersystem – Vorsteuerab-
zug – Grundstücke, die als Investitionsgut erworben wurden – Berichtigungszeitraum – Nationale Rechtsvorschriften, wonach 
der Zeitraum bei bestimmten Umbauarbeiten 15 Jahre beträgt – Erfordernis, dass ein umgebautes Gebäude als neues Ge-
bäude einzustufen ist – Statthaftigkeit – Unmittelbare Wirkung 

 

06.06.2024, Rs C-169/23, Másdi (GA Medina) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Schutz personenbezogener Daten – Verordnung (EU) 2016/679 – Datenverarbeitung im 
Zusammenhang mit der Ausstellung eines Covid-19-Zertifikats – Bereitstellung von Informationen, wenn personenbezogene 
Daten nicht bei der betroffenen Person erhoben wurden – Art 14 Abs 1 – Ausnahmen von der Informationspflicht – Durch 
Rechtsvorschriften der Union oder der Mitgliedstaaten ausdrücklich geregelte Erlangung oder Offenlegung – Geeignete Maß-
nahmen zum Schutz der berechtigten Interessen der betroffenen Person – Art 14 Abs 5 Buchst c – Recht auf Beschwerde 
bei einer Aufsichtsbehörde – Art 77 

 

06.06.2024, Rs C-88/23, Parfümerie Akzente (GA Szpunar) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Elektronischer Geschäftsverkehr – Verbot der Einschränkung des freien Verkehrs von 
Diensten der Informationsgesellschaft aus einem anderen Mitgliedstaat – Nationale Regelung, wonach nationale Bestim-
mungen auf einen in einem anderen Mitgliedstaat ansässigen Diensteanbieter, der Dienste der Informationsgesellschaft anbie-
tet, nicht anwendbar sind 

 

06.06.2024, Rs C-255/22 P, Orlen/ Kommission (GA Rantos) 

Rechtsmittel – Wettbewerb – Art 102 AEUV – Art 54 des EWR-Abkommens – Missbrauch einer beherrschenden Stellung – 
Gasmärkte in Mittel- und Osteuropa – Art 9 Abs 1 der Verordnung (EG) Nr 1/2003 – Beschluss der Kommission, mit dem die 
von einem Unternehmen angebotenen individuellen Verpflichtungszusagen für bindend erklärt werden – Nichtigkeitsklage – 
Angemessenheit der Verpflichtungszusagen angesichts der in der Mitteilung der Beschwerdepunkte festgestellten wettbe-
werbsrechtlichen Bedenken – Art der Kontrolle durch den Unionsrichter – Verzicht der Kommission, Verpflichtungszusagen in 
Bezug auf einige ursprüngliche Bedenken zu verlangen – Begründungspflicht – Ziele der Energiepolitik der Union – 

Art 194 AEUV – Grundsatz der Energiesolidarität – Anwendbarkeit 
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06.06.2024, Rs C-766/21 P, Parlament/ Axa Assurances Luxembourg ua (GA Emiliou) 

Rechtsmittel – Schiedsklausel in einem von der Europäischen Union geschlossenen Vertrag – Art 123 und 166 der Verfahrens-
ordnung des Gerichts – Säumiger Beklagter – Versäumnisurteil – Einspruch gegen ein Versäumnisurteil – Art 41 und 56 der 
Satzung des Gerichtshofs der Europäischen Union – Zulässigkeit des Rechtsmittels und des Anschlussrechtsmittels 

 

C. GERICHT 

 
Keine relevanten Entscheidungen im Berichtszeitraum. 

 

V. EUROPÄISCHER GERICHTSHOF FÜR MENSCHENRECHTE 

 
04.06.2024, Beschwerde Nr 28794/18, Pisanski/Kroatien 

Verletzung von Art 10 EMRK (Freiheit der Meinungsäußerung); Verhängung einer Geldbuße gegen einen Rechtsanwalt we-
gen Missachtung des Gerichts aufgrund von Äußerungen im Rahmen eines Berufungsverfahrens, in dem er einen Mandan-
ten vertrat; Äußerungen des Bf gingen nicht über die Grenzen zulässiger Kritik hinaus; Versäumnis der inländischen Gerichte, 
die Äußerungen des Bf in den Kontext und das Forum einzuordnen, in dem sie geäußert wurden; Fehlen einer sachdienlichen 
und ausreichenden Begründung; Entscheidungen nicht auf der Grundlage der in der Rechtsprechung des Gerichtshofs aufge-
stellten Kriterien; kein angemessenes Gleichgewicht; Eingriff nicht „in einer demokratischen Gesellschaft notwendig“ 

 

04.06.2024, Beschwerde Nr 31592/18, M.C./Türkei 

Verletzung von Art 5 EMRK (Recht auf Freiheit und Sicherheit); Auslieferungshaft nicht im Einklang mit den Erfordernissen 
der „Nicht-Willkürlichkeit“ und der „gebotenen Sorgfalt“; Versäumnis der inländischen Gerichte, sich mit ernsthaften Argumenten 
für die Rechtmäßigkeit der Haft ausreichend auseinanderzusetzen; fehlender Nachweis, dass die Abschiebung des Bf während 
der Haft eine realistische Aussicht blieb oder dass das Auslieferungsverfahren mit der erforderlichen Sorgfalt und ohne erheb-

liche Verzögerung durchgeführt wurde 

 

04.06.2024, Beschwerde Nr 22321/19, Wick/Deutschland 

Verletzung von Art 6 EMRK (Recht auf ein faires Verfahren); keine inhaltliche Prüfung der Beschwerden eines Häftlings gegen 
seine wiederholten und kurzfristigen Verlegungen von einem Gefängnis in ein anderes und die Maßnahmen der Einzelhaft 
und der Videoüberwachung; negative Auswirkungen dieser Verlegungen auf seine soziale Wiedereingliederung, insbesondere 
die Durchführung von therapeutischen Maßnahmen; unmittelbare und erhebliche Auswirkungen der besonderen Sicherheits-
maßnahmen auf sein Sozial- und Privatleben; verwirrende Mitteilung der Behörden über die Qualifikation der Verlegung, die 
dem Bf nicht zuzurechnen ist; widersprüchliche Gerichtsentscheidungen, die den Häftling in Ungewissheit darüber ließen, wie 
er vorgehen sollte, um seine Rechte geltend zu machen; keine konkrete und effektive Möglichkeit, eine gerichtliche Entschei-
dung zu erwirken. 

 

04.06.2024, Beschwerde Nr 57246/21, Zouboulidis/Griechenland (Nr 3) 

Verletzung von Art 6 EMRK (Recht auf ein faires Verfahren); Klage des Bf gegen den Staat auf Ersatz des Schadens, der 
dadurch entstanden sei, dass der Kassationsgerichtshof sein Rechtsmittel zurückgewiesen hat, was der Gerichtshof im Urteil 
Nr 77574/01 als Verstoß gegen Art 6, vom Obersten Verwaltungsgerichtshof (OVG) wegen Unzuständigkeit für unzulässig 
erklärt; Auslegung des innerstaatlichen Rechts zur Staatshaftung durch den OVG, wonach Ansprüche auf Schäden, die durch 
einen offensichtlichen Irrtum eines Justizorgans verursacht wurden, bis zum Erlass spezifischer Rechtsvorschriften, die eine 
solche Haftung regeln, nicht zulässig sind; Beschränkung des Rechts des Bf auf unbestimmte Zeit, die zu seinem Nachteil 
Rechtsunsicherheit schafft; unverhältnismäßige Belastung des Bf 
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DISCLAIMER 
 
Bundesgesetzblatt: BGBl I vollständig; im Übrigen erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, 
Aktualität und Relevanz. 
Amtsblatt der EU: Aufgenommen werden sämtliche „Gesetzgebungsakte“; bei den „Rechtsakten ohne Gesetzescharakter“ 
sowie den „Mitteilungen und Bekanntmachungen“ erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, Ak-
tualität und Relevanz. 
Verfassungsgerichtshof: Erkenntnisse (mit Ausnahme von „Serien“) vollständig, bei den Beschlüssen erfolgt eine Auswahl 
nach Relevanz.* 
Verwaltungsgerichtshof und Verwaltungsgerichte: Auswahl nach Forschungsschwerpunkten der Institute (insb Baurecht, 
Energierecht, Gewerberecht, Hochschulwesen, Polizeirecht, Raumordnung, Technikrecht, Umweltrecht, Verwaltungsverfahren, 
Verwaltungsstrafrecht, Verwaltungsgerichtsbarkeit, Entscheidungen mit europarechtlicher Relevanz), Aktualität und Relevanz. 
Gerichtshof der EU: Vollständige Auflistung der Urteile und Schlussanträge.* 
Gericht der EU: Aufgenommen werden sämtliche Urteile mit Österreich-Bezug sowie Nichtigkeitsklagen gem Art 263 AEUV.* 
Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte: Urteile der Großen Kammer vollständig, Urteile und Beschlüsse einer Kam-
mer mit Österreich-Bezug vollständig, sonstige Entscheidungen nach Aktualität und Relevanz. 
 
* Die amtliche Auswertung (Leitsätze) des jeweiligen Gerichts wird wörtlich übernommen. 
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